
1. Artikel 

Zwischen Recht und Vertrag: 
Innovative Regulierungsformen im EG-Arbeitsrecht 

\'On Gerda Falkner, Köln 1 

1. Einleitung 

Seit den frühen 1990er Jahren bestehen auf EU-Ebene neue Fennen sozialpo­
litischen Gestaltens, me auf einer verstärkten Einbeziehung der Verbände auf Ar­
beitgeber- und Arbeitnehmerseite beruhen. Dieser Beitrag erläutert Hintergrund, 
Vertragsgrundlagen und Entwicklung dieser Art von Regulierung, um schließlich 
auf die Probleme bei der Implementation und die Interdependenz der Tätigkeit 
öffentllcher und privater Akteure hinzuweisen2

. 

II. Zum Hintergrund 

Bis in die 1990iger Jahre erkannte der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirrschaftsgemeinschafr3 den Interessenorganisationen von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern keine eigenständige Rolle bei Entscheidungen in sozialen Belangen 

1 Ich danke Chulotte Buttku:; Fiir ihre hervorragende redaktionelle Bearbeitung des Beitrags. 
2 Es sei vermerkt, dass es sich hier um einen .Beitrag vorrangig aus policikwissenschaftlichcr Pers­

pektive handelt. Aus der breitenjurisrischcn Literanir zum Thema sei folgende Auswahl (alle mit vie­
len weiteren Nachweisen) genannt: Martin Coen, Art 136-148, in: Carl Otto Lenz (Hg.), EG-Vertrag 
Komn1entar, 1999, S. 1123-ff.; Bernd Schuhe,, Vorbemerkungen zu den Artikeln 117 bis 127 und 129, in: 
Harn von der Groebett/}Jchen Thiesing/Cl.aus-Dieter Ehlermann (Hg.), Kommentar zum EU-/EG­
Vertrag, Band IH, 1999, S. 903 ff.; Bernd Sch11ltr, Artikel 118 b, in: Hans von der Groebewjochen 'Thie­
sing/Cl.aus-Dieter EhJcrma.i.m (Hg.), Konunentar zum EU-/EG~Vertrag. Band III, 1999, S.1140.ft; 
Ulrich Zac!tert, Sozialpartnervereinbarungen - cin Modell für die Zukunfi:?, in: Udo Jsenhardt/Ulrich 
Preis in Verbindung mit dem Deutschen Arbl':itsgcricbtsverband {Hg.), Arbeitsrecht und Sozialpart­
nerschafe: Festschrift für Peter Hanau, 1999, S. !37ff.; Rase Langer, Sozialpolitik, in: Jan .ßerg­
mmn!Christofer Lenz {Hg.), Der Amsterdamer Verttag. Eine Kommentierung der Neuerungen des 
EU- und EG-Vertrages, 1998, S.93f[; Kai Hailbronm:r, Das Spannungsverhältnis zwischen der Sozlal­
politlk der EG und der Sozialpolitik der Elf nach dem Abkommen über die Sozialpolitik, in: Walde­
mar Hummer (Hg.), Die Europliische Uruon und Österreich. Europarechtliche, völkerrechtliche und 
verfassungsrechtliche Perspektiven, 1994, S.113ff; Koenig, Die Eur-0päische Sozialunion als Be­
währungsprobe der supranationalen Gerichtsbarkeit, Europ.a.recht 2/1994, 175ff.; Siehe, L'Europc soci­
al aprCs Mwtricht, (1993) 5-6 Cahiers de Droit Europeen S09ff.; Sdmster, Rechtsfragen der .\1aas­
trichter Vereinbarungen zur Sozialpolitik, Europaische Zei~chrift für W.irtscluftsrecht 6/1992, 178ff. 

3 Mit Inkrafi:t:rete11 Je, Maastrichter Vertrages am 1.11.1993 wurde der Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemein~chaft (EWGV) umbenannt in Vertrag Ztlr Griindung der Europäi­
schen Gemcinsduft (EGV). 
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zu. Der Rat war der einzige (und nad1 der Einheitlichen Europäischen Akte4 
i111 

JJereich des Schutzes der Gesundheit und der Sicherheit der Arbeitnehmer: der 
Haupt-5) Gesetzgeber, und es existierte eine strikte Hierarchie zwischen öffentli­
chen und privaten Akteuren in der Entscheidungsfindung. Der all& national no­
minierten Vertretern von Arbeitgebern, Arbeimehmern und weiteren Interessen­
gruppen zusammengesetzte Wirtschafrs- und Sozialausschuss hatte wie in den an­
deren Bereichen der europäischen Integration nur eine beratende Funktion von 
in der Praxis geringer Bedeutung'. Eine weitergehende Einbindung von Verbän­
den der Sozialpartner wurde zwar schon i11 den 1970er Jahren diskutiert und von 
Kommission und Rat zum Teil feierlich unterstützt. In der Praxis kam es aber 
nicht dazu, vor allem wegen mangelnden Interesses auf Arbeitgeberseite. 

Erst unter Jacques Delors, der im Januar 1985 das Amt des Präsidenten der EG­
Kommission antrat1 wurde eine engere Kooperation zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern auf europäischer Ebene Wirklichkeit. Seine persönliche Ver­
gangenheit in der Gewerkschaftsführung hatte ihn geprägt und er war, wie auch 
seine wichtigsten Mitarbeiter, starker Befi.invorter einer engen Kooperation der 
Vv;rtschaftlichcn Interessengruppen miteinander und mit den staatlichen politi­
schen Institutionen'. Delors und sein Team brachten den sogenannten „sozialen 
Dialog" zwischen den auf EG-Ebene angesiedelten Dachverbänden von Arbeit­
nehmern und Arbeitgebern (EGB', UNICE' und CEEP10

) im Schloss Val Du­
chesse bei Brüssel auf den Weg. Der ursprüngliche Plan der Konunission \Var es, 
gemeinsame Zielsetzungen festzustellen, die anschließend in jedem Mitgliedstaat 
mit den beiden Seiten der Wirtschaft diskutiert werden sollten. Dies sollte wie­
derum dazu fuhren, dass neue Themen auf Gemeinschaftsebene zur Sprache 
kommen, erneut mit dem Ziel, gemeinsame Vorstellungen zu entwickeln n. Es 
bestand die Hoffnung, mit den Ergebnissen des sozialen Dialogs die Blockaden in 
der Sozialpolitik umgehen oder durchbrechen zu können, die im Ministerrat bis 
zum Maastrichter Vertrag ein vorherrschendes Phänomen waren. Da die Arbeit-

~ In Kraft seit l.7.1987. 
5 Unter dem sogen:i.nnren Verfahren de:t Zusarnmenarbeit (vonnals An.189c.3etzt Art.252, EGV) 

\vurden dem Europäischen Parlament mehr Mitbesnmmungsr<!chte zucrk:i.nnt. Der H.at konnte nicht 
länger grgen eine Ablehnung de:~ Parlaments Rechtsakte annehmen. 

6 Seine Stellung1uhmen sind eine Vorbrdingung fur endgti!tige B!':~chlüsse der heteihgten EG-In­
stirurionen (:i.n erster Stelle der R.tt), aber sie sind weder hinsichtlich ihres In.halt~ noch ihrer allge­
n1einen Ausrichtung verbindlich: siehe vormals Art. 193,_ietzt Art. 257, EGV. 

7 Siehe Gcor,ge Rt•ss, Jacques Delors and European fnregration, 1995: .,The Social Dialogue ad hoc 
Group was a De!orisr pet project . (For) Jean Degimbe, DG V\ Diret:tor Gent:r;il, ~uci:i.l Jialug,ue 
wa.s thc fast pJ.ssion of a long carecr ... ". Dn ehe1na!ige Vorsitzende de~ Direktora~ „Sozialdialog" in 
dcx EG-Kon111Ussion, Carlo Savoini, wird offiziell beschrieben als ein „dog!;cd defender of the Euro­
pean ideal and of the social dialogue", Kommission der Europiii!d1n1 Gr'mei11Scl1r1Jim. Sozialcl Europa {SE), 
211995, 6. 

d Europäischer Gev.:erksch.aftsbund. 
~ Union der Industrie- und Arbeitgeberverbande Europas. 

JO Europäischer Zenr:raiverband der ötlentlichen Wirtschaft. 
11 Siehe Kl"'nmiision dtr Europili>drm Gemdmth'!]fm, Mitteilung über ihr Aktionsprogram1n zur An­

wendung der Gemeinscbaftscharn der sozialen Grundrechte, KOJvt (8Y) 568 endg. v. 29.11.1989. 
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geber nicht bereit waren, verbindliche Abkon1111en zu schließen, •vvur<len aber bis 
in die frühen 1990iger Jahre nur einige wenige unverbindliche Stellungnahmen 
gemeinsan1 veröffentlicht. Kurzfristig ge:.ehen, be\vährre sich der „Val Duchesse 
Sozialdialog" gemessen an Delors· An1bitionen nicht 11• Bessere Chancen entstan­
den erst, als die Einführung von Mehrheitsah.snmmungen in der EG-Sozialpolitik 
sehr wahrscheinlich wurde. 

III. Das „Sozialprotokoll" im Maastrichter Vertrag von 1992 

Obwohl das H:rnptziel der am 14. Dezember 1990 in Rom eröffneten Regie­
nmgskonferenz zur EG-Vertragsreform die Wirtschafts- und Währungsunion 
\Var, fanden parallel \Terhandlungen über die Bedingungen einer sogenannten Po­
litischen Union statt. Dieser Begriff beziehe sich auf eine Vielzahl von Themen, 
von Verfahrensreformen Vlie der Stärkung der legislativen Rechte des Europäi­
schen Parlaments (EP) his zu suhsranriellen Neuemngen in verschiedenen Poli­
tikfeldern. Sozialpolitik war bei den materiellen ll Reformen ein Hauptbereich 
politischer Forden1ngen und zwischenstaatlicher Konflikte. 

Infolge der Bcdingtmg der Einstimmigkeit aller zwölf Mitgliedsstaaten konn­
ten die Sozialbestim1nungen letztlich v.·egen Großbritanniens Opposition unter 
der Tory Regierung nicht maßgeblich geändert werden. Am Ende äußerst sch„1e­
riger Verhandlungen~ die sogar die anderen bereits erzielten Kompromisse des 
Gipfoltreffens in Maastricht im Dezember 1991 zu kippen drohten, wurde dem 
Vereinigten Königreich und Nordirland schließlich eine Möglichkeit zum Ab­
sein;bleiben von den unter den restlichen Mitgliedstaaten neu vereinbarten Sozialw 
bestimmungen zuerkannt. 

Wegen des britischen Sonderfalls besaß die Europäische Union nach dem In­
krafttreten des Maastrichter Vertrags am 1. November 1993 zwei Rechtsgrundla­
gen für die Verabschiedung von sozialpolitischen Rechtsakten 14

• Erst am 1. Mai 

12 Die~er A.~pekt \.Vnrde- in der einschlägigen politikw1ssensclufi:lichen Llter:.tur sters: stark betont, 
siehe z.B. Stephan Lei~fried!Paul Pierson {Hg.), Srandort Europa . .Europäi5che Sozialpolitik, 1998; Hans· 
Vf-'Olfgang Platzer, Industrial Relations and European fntegr:i.tion - Patterns, d>·nainics and hmfrs of trans­
nationalisations, in: Wolfgang Lecher/Hans-Wolfgang Phtzer (Hg.), European Union - Europcan 
InJu~trial Relation~? Glohal challenges. national developmenrs and transnational d}•nanücs, 1997, Sei­
tenzahlen Je~ M;u1uskripts; Keller, Sozialdialoge a!s Instrun1ent europäischer ArbeitsM und Sozia!poli· 
tik?. lndustrielle Ileziehungeu 3/1996, 207 Er.; Rhodcs, Tue Future of rhe „Social Din1ension": Labour 
Markct Regulation in Post:1992 Europe, (1992) l Journal vf Comn1on Market Srudies 24ff. 

n Für eine Diskusslon zum aktuellen inhaltlichen Stand der .EG·Suzialpolirik siehe F~lkner, EG· So. 
zialpolitik nach Verflechtungsfullc lmd Entscheidungslücke: Bewertungsmaßstabe un<l EnrwicklungsM 
trendi, Politische Vierteljahresschrift 2/2000, 279 ff.; Wv(&a11,i: Kaw.ilsky, Europ~sche Sozialpolitik, 
1999; Ulrich Rungfaldier, Der neue Beschäftigungstitel des EG-Vertrages und die Ubcrnahmc des ,,So­
zialabkommens" in den EG-Vertrag, in: Wald.emar Hummer (Hg.), Die Europälsche Union nach dem 
Vertrag von Amsterdanl, 1998, S.197 ff,; Berndt Keller. Europäische Arbeits- und Sozialpolitik, 1997. 

14 Zn den vielen anfangs offenen Fragen dieser Konstruktion. siehe etwa Wliiteford, Social ~ol.icy af­
ter Maa<;tricht, (1993) 3 European Llw Review 202ff.; J..U!iss, TI1e Signi6cance of Maastricht for Euro~ 
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1999 wurde mit der Implementation des Amsterdamer Vertrags, durch den das 
Sozialprotokoll ohne substantielle Änderungen in den EG-Vertrag überführt wur­
de, wieder eine einheitliche Rechtsbasis für die EG-Sozialpolitik hergestellt". 
Während der Geltungsdauer des Maastrichter Sozialprotokolls behielten die So­
zialvorschriften des EG-Vertrags Gültigkeit für alle Mitgliedstaaten_ Wie durch 
die Einheitliche Europäische Akte bestimmt, ermöglichten sie den Erlass von so­
zialen Mindestvorschriften auf Basis von qualifizierten Mehrheitsabstimmungen 
jedoch ausschließlich im Bereich des technischen Arbeitsschutzes", während für 
alle anderen Bereiche des Kapitels „Sozialvorschriften" keine expliziten Hand­
lungsaufträge bestanden. Die EG musste daher auf die subsidiären Kompetenz­
bestimmungen17 zurückgreifen und konnte nur einstimmig beschließen. Im 
Gege11satz dazu beinhaltete ein dem EG-Vertrag angefügtes „Protokoll über die 
Sozialpolitik" (kurz: Sozialprotokoll) ein „Abkommen zwischen den Mitglied­
staaten der Europäischen Gemeinschaft mit Ausnahme des Vereinigten König­
reichs Großbritanruen und Nordirland über die Sozialpolitik". Dieses kurz „So­
zialabkommen" genannte Dokument enthielt Bestimmungen, die während des 
Maastrichter Gipfels als Änderungsanträge der Sozialvorschriften des EG-Vertrags 
verhandelt worden waren. Sie erweiterten die Kompetenzen der EU-Ebene in ei­
ner Reihe von Bereichen der Sozialpolitik, cinschlicßlid1 der Arbeitsbedingun­
gen, der Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer, der Chancengleichheit 
von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und der Gleichbehandlung am 
Arbeitsplatz18

, und der berufliche Eingliederung der aus dem Arbeitsmarkt aus­
gegrenzten Personen19

• Einige Bereiche wurden aber ausdrücklich von der An­
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften durch den Erlass von Min­
destvorschriften ausgeschlossen: das Arbeitsentgelt, das Koalitionsrecht. das 
Streikrecht und das Aussperrungsrechr'°. 

pean Community SoL-ial Policy, (1992) 1 International Journal of Con1parative Labour Liw and [ndus­
trial Relations 3ff.; Hfatson, Social Policy afte-r Maastricht, (1993) Common t\1arkct L.lw Review 481 ff.; 
Berwsson, The Dynamic cf Enropean W.bour Law after M:usrricht, (1994) 1 lndustrial Law Journal 
(ILJ) 1 tl; Fitzparrick, Commurury Social Law :ifrer Maasmcht, (19Y2) 3 ILJ 199ff.; Dimblcr, Europäi­
sche Tarifverträge nJ.ch M:usrricht, Europäische Zeitschrift für WirtschJfrsrecht J 1,1992, 329 ff; 
Bamard, A Socill Policy for Etnope: Politic:ian~ 1, Lawyers 0, {1992) 1 lntern:i.tional Journal of C:nm­
parative Lahour L:i.w and !ndustrial Relations 15 ff 

15 Der Amsterdamer Vertrag brachte auch eine neue Nummerierung der Vertragsartikel nur sich. 
Im Weiteren werde ich sowohl die- alten -:i.!s auch die neuen Artikelnmnmern verwenden. Die Sozlal­
vorschrifren haben seirher die Arcikelnutnmern 136 (vormals 117) bis 145 (vormals 122) EGV. 

16 Art. ll8a E(W}GV lautete: „(1) Dii:: Mitgliedstaaten beo1ühe11 sich, die Verbesse1u11g insbesonde­
re <ler ArbeiDun1wdi zu fürdl;'rn. uin die Siched1eit und die Gesundheit der Arbeitnehmer zu schüt­
zen und setzen 51ch die Harmonisierung der in diesem Bereich bestehenden Bedingungen bei gleich­
zeitigem Fortschritt zun1 ZlcL" 

lJ Vormals Art.100 und 235, jeczt Art. 94 und 308, EGV. 
1' Im Gegensatz zum vorhl"r bestehe--nden Recht nur auf gleiches Arbeitsentgelt. 
'" Siehe Art.2 Sozinlabkommen;jerzt 137 Abs.1 EGV. 
10 Art. 2.6 Sozial:i.bkommen;jetzt 137 Abs.6 EGV. Diese Bereiche bitten aber nichtsdestotrotz Ge­

genswnd einer eigenständigen Vereinbl!Ung der Sozialpartner \.Verden können. HercHs.rnn, The Co!lec­
tivl." Labour L:rw of the I::t1rQpean Union. {1995) 2 Europran L-a\V Journal 157ff. Vom rechtlichen 
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Die W;ihrscheinlichkelt einer aktiven Nutzung Jcr neuen Kon1petenzcn unter 
dem Sozialabkommen wurde durch die Ausdehnung von Mehrheitsentscheidun­
gen auf weitere Bereiche, einschließlich der Unterrichtung und Anhönmg der 
Arbeitnehmer, erheblich erhöht''. 

Das Sozialabkommen '"irde daher mit gutem Gmnd als porentieller Wende­
punkt in der Entwicklung des europäischen Sozialrechts bezeichnet''. Dass das 
Hindernis der Einstimmigkeit für den Großteil der EG-Sozialpolitik beseitigt 
wurde, hat auch in der Praxis supranationale Tendenzen auf Kosten intergouver­
neruentaler Entscheidungsfindung in Form von kleinsten gemeinsamen Nennern 
gefördert. In der Tat \•var es auch vorrangig die Bedingung der einstimmigen Be­
schlusstässung in der europäischen Sozialpolitik gewesen, die sovvohl eine umfas­
sende Organisierung als auch zentralisierte Kollektivverhandlungen n1it den Ge­
werkschaften für die europäischen Unternclunensverbände entbehrlich scheinen 
lie/1, da deren Interessen über die Blockaden im Ministerrat quasi automatisch 
durchgesetzt v.rurden2J. 

Auf lange Sicht könnte es eine ähnlich bedeutsame Verfahrensneuerung wie Jie 
Einführung qualifizierter Mehrheitsbeschlüsse sein, dass das Maastrichter Sozial­
abko1nn1en mehrere Ebenen der Mitwirkung von Arbeitgebern und Arbeitneh­
mern im Politikprozess vorsah: 

• Die Kommission ist nun rechtlich verpflichtet, die Sozialpartner zweifach an­
zuhören, bevor sie Vorschläge zu Gemeinschaftsma11nahmen irn Bereich der 
Sozialpolitik unterbreitet, zunächst in Bezug auf die allgemeine Ausnchtung 
nnd später im Hinblick auf Details von RechtssetzungsvorschH:igen24

• 

• Die Sozialpartner können der Ko1nmission bei einer solchen Anhörung 1nittei~ 
len, dass sie zur Herstellung vertraglicher Beziehungen im Rahmen des sozia­
len Dialogs miteinander verhandeln wollen. Dies unterbricht den klassischen 

Standpunkt konnten sie sogar Gegenstand von EG-Recht auf Basis anderer Recht~grundlagcn werden 
(z.B. vormals Art. 100 und 235, jetzt Art. 94 und 308, EGV). Politisch war die~ aber nie gewollt. 

1:1 Zur zeitvcrzögerten praktischen Nutzung des Soz1:1.lahkommen.~, •iehe Gerda Falknl'r. Das r-.1aas­
nichtcr Sozialprotokoll: Differenzierte Integration wider Willen, in: Fritz Breuss/Srefan Griller {Hg.), 
Zur Zukunft flexibler Integr:uion in Europa: .Einheit oder „Europe i Ja carre"?. 1998, S.80ff. Einstim­
mige Entscheidungen wurden reduziert a11f die Bereiche der sozialen Sicherheit und den sozialen 
Schutz der Arbeitnehmer; den Schurz der Arbeimehmer bei Beendigung des Arbeicsvcrrra.gs; Vcrtre­
rung und kollekrive Wahrnthmung dc:r Arbeimchmer- Lind Arbeitgt:bcrinteressen, einscWicßlich der 
Mitbestimmung; ßeschäftig:ungsbedingungen der Staai;;angehöcigcn dritter Länder. die sich recht-
1näßig im Gebiet der Gemeinschaft aufhalten; und fi.nanz.idlc Beicr;tgc zur Förderung <ler Beschlfti.­
gung m1d zur SchJ.ffung von Arbeitsplätzen (!>iebe Art. 2.3 Sozialabkonunen;jetzt 137 Abs.3 EGV), 

~1 Afark Hall, Industrial Relations .ind ehe Social Dimension of:European Integration: Before and Af­
ter Maastricht, in: Richard Hyrnan/Anthony Ferner {Hg.), New Fronriers in Europe:m lndustrial Re­
lations, 1994, S, 306. 

2~ U{1/jgang StreecidPliilippe C Sclimitur, From National Corporatism to Transn:i.rionat Pluralism: OrM 
ganized Interests in the Single European Market, (1991) 2 Politics and Society 133 ff 

24 Art. 3 Abs. 2 und 3 Abs. 3 Sozialabkommen; jetzt 138 Abs. 2 und 138 Ah.i;, 3 EGV. 
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Entscheidungsprozess zwischen Kommission, Rat und EP auf EG-Ebene für 
neun Monate25• 

• In der Tar kann eine sold1e Vereinbarung, auf gemeinsamen Antrag der Un­
terzeichnerparteien, in einen „Beschluss" des Rates auf Vorschlag der Kommis­
sion münden26• 

• Die Alternative zur Umsetzung von solchen EG-weiten Kollektiwerträgen 
durch EG-Recht ist die Durchführung „nach den jeweiligen Verfahren und Ge­
pfloge11heiten der Sozialpartner und der Mitgliedstaaten""-

• In beiden Fällen kann ein Mitgliedstaat den Sozialpartnern auf deren gemein­
samen Antrag hin die Durchführung von EG-Richtlinien übertragen, die unter 
dem Sozialprotokoll verabschiedet wurden'". Dies wurde schon vor dem Maas­
trichter Vertrag so prakciziert. 

Dies sind entscheidende Neuerungen, da die Sozialpartner nun formelle Mit­
gestalter innerhalb des EG-Sozialpolitikprozesses sind, ohne deren Anhörung die 
EG-Institutionen nicht in Aktion treten können". Die Sozialpartner können 
überdies europäische Sozialpolitik zumindest theoretisch auch selbst durch­
fuhren'°. Jedenfalls haben die gesetzgebenden Institutionen (d. h. vorwiegend der 
Ministerrat, auf Initiative der Kommission und unterstützt durch das EP) sogar für 
die Formuliemng spezifischer Sozialstandards, die anschließend für alle Wirt­
schaftsakteure innerhalb der EU verbindlich gelten, ihr Monopol verloren. Seit 
der Maastrichter Vertrag in Kraft getreten ist, können die Sozialpartner deshalb in 
jeder Phase des Politikprozesses die entscheidenden Akteure der EG-Sozialpoli­
cik sein. Nur wenn eine Durchführung durch bindendes EG-Recht vorgesehen 
ist, werden rechtlich gesehen Kommission und Rat als Mitspieler benötigt, um 
den Willen der Sozialpartner durchzusetzen. 

~s Art.3 Ab5.4 Sozi.i.labkom1nen;jetzt 138 Abs.4 EGV. Die Ko1umis:;1on kann gemd11san1 mit detl 
Sozialpartnern tine Verlängen1ng dieses Ztitrao1ns bt-srhliefü::n. 

~6 Art.4 Abs.2 Sozi:il.:abkomn1cn; jetzt 139 Abs.2 EGV. Der Rat entscheidet mit quahfrziencr 
Mehrheit, sofern nicht die betreffende Vere1nbanmge-n rme oder 1nehrere Besn1nn1tmgen betn~ffcnJ 
der Bereiche endUlr, die Gegenstand e1nstünm1ger Be~i.:hlussfa5sung sind (Art.4 Ab$.2 Sozülabkom­
men;jetzt 139 Abs. 2.2 EGV). 

27 Art.4.2 Soziabbkommen:jetzt 139 Abs.2 EGV. 
~~ Art.2.4 Snzialahkomn1en; jetzt 137 Abs.4 EGV. In ~okhen F:<.llen nu1ss sich der Mitgliedsstaat 

vergewissern, „dass die Sozialparrner späte~ren~ zu dem Zeitpuo.kt, zu dem eine Richtlinie l···l um­
ge~etzc sein mU'is, in1 Weg einer Vcreinbarunb Ji.e erforderlichen Vorkchrunger1 getroffen haben; d:i.­
bei har der Mitgliedstaat a.He erforJer!lchen MaHn:i.hmen zu treffen, un1 Jederzeit gewJ.hrlcistcn zu 
kennen, dass die Jllrch diese Ridrdinie vorgcsdiri.cbcncn Ergebnisse erzielt werden" (Art.2 .l\bs.4.2 
Sozialabkommen; Jetzt 137 Ab~.42 EGV). 

2
q Iu der Tat entspricht dle post-Maastricht EG-Sozialpolitik Schrnitters kbss1~cher rorntd flir kor­

puratistisd1c Politikgcstairung, i.c. „a rnode of poli";' formarion in wiucb fonua.!ly design:ited intl':rest 
a~sociation~ are incorporated within the pr0cess of ::.uthorfrattve decision-ntaking :mrl irnpk1nenc.ati­
on", Pfzilippc C Schmittcr, Interest lntermedi:i.tion and Regime Governability in C:onten1porJry Wtstern 
Europe and North America, in: Suz:i.nne Berget (Hg.), ürg~nismg lnttre.;p; l1l Western Europe: p!u­
ralism, corporatisrn, and the transformanon of policics, 1981, S.287 ff. 

Jo Diese rechtliche Möglichkeit "v1.ird• jtdoch aus vielen Gninden noch llicmal~- prjk.lisd1 in Er­
wägung gezogen (siehe vorleater Ab~.H7 c\f<; Beitrags). 
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Seit Inkrafttreten des Maastrichter Vertrags sind Kollektivvereinbanmgen auf 
EU-Ebene nicht n1ehr nur einer von zv.rei Wegen in Richtung gemeinsamer So­
zialnormen, sie ge1lleßen vielmehr Vorrang in der Sozialgesetzgebung. Es gilt nun 
eine doppelte Subsidiarität in der EG-Sozialpolitik, regional und funhionaP1

• Wie 
auch sonst gilt das allgemeine Subsidiaritätsprinzip, wonach die Gemeinschaft nur 
in Aktion tritt, „sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnah­
men auf Ebene der Mitgliedsstaaten nicht ausreichend erreicht werden können"32

• 

Werden neue Gemcinschafumaßnahmen in der Sozialpolitik als notwendig 
erachtet, haben die Abkommen der Sozialpatmer nun Vorrang vor klassischer Ge­
setzgebung. Demnach geht die nationale Ebene der europaischen Ebene vor, 
zusätzlich wird die Ebene der Kollektivvereinbarungen der Ebene der EG-Ge­
sctzgdmng vorgezogen. Traditionelle Rechtssetzung ist nur noch fur den Fall vor­
gesehen, dass die Sozialparmer keine Kollektivverhandlungen einleiten oder das. 
Verhandlungen scheitern. Eine dritte (bislang theoretische) Möglichkeit wäre, dass 
ein sozialpolitischer Handlungsbedarf trotz Abschluss eines Eurokollektivabkom­
mens \veiter besteht, wenn die Bestin1mungen von der Kommission oder dem Rat 
als unzureichend angesehen werden und deshalb nicht antragsgemäß in Form ei­
nes Beschlusses des EG-Ministerrates itnple111entiert werden. 

Kurz, die Neuerungen von Maastricht stellten eine deutliche Abkehr von der 
nur unbedeutenden Einbindung der Sozialpartner in die Politikgestaltung der EG 
in der Zeit vor Maastricht dar. 

Dies legt die Frage nahe, wie es überhaupt möglich war, sich auf dieses neue 
Muster der Gestaltung der EG-Sozialpolitik zu einigen. Als Hintergrund ist es 
wichtig zu erwähnen, dass der Vorschlag for die neuen Verfahren von den eu­
ropäischen Sozialpartnerinstitutionen selbst kam. Auf Initiative der Europäischen 
Kommission" hatten sich im Februar 1991 die drei Dachverbände EGB, UNI CE 
und CEEP mit der Kommission zusammengesetzt, nm eigene Vorschläge fur die 
Regierungskonferenz zu forrnulieren34• Bei ihrem Treffen vom 31. Oktober 1991 
einigten sich EGB, UNI CE und CEEP auf eine Vereinbanmg, wie die Rolle der 
Sozialpartner im neuen Vertrag gestärkt werden sollte. Sie verfassten Vorschläge 
für den Wortlaut der Art.118 Abs.4, 1181 und 118b des damals diskutierten Vcr­
tragsentwurfs35. 

n Sd1ultt' (Fn.2) 1140[ Di1k Buda, Auf dem Weg zu europäischen Arbeitsbeziehungen. Zur Per­
spektive des Strzialen Dialogs in der Europäischen Union, in: fl.1ichael Me~ch (Hg.), SozialpartlH':r­
schaft lllld Arbeitsbeziehungen in Europa, 1995, S. 289, spricht hinsichthch der Sozialpartner von „ho­
rizontaler" Subsidiarität. 

.12 Art.3b,jctztArt.5,EGV. 
33 Cas;iua, La dimension conventionelle des decisions de Maastricht, {1992) 67 Notabene 13ff. Dies 

ist sogar ün Vorschlag der Sozialpartner ftir die Durchführung d.es Sozlab.bkomrnens vom 29. Okto­
ber 1993 bestätigt, EGB!U1\JJCHICEEP, Vorschlag der Sozialparmer zur Durchführung des dem 
Protokoll über die Sozialpolitik des Vertrags Liber die Europäische Union beigefügten Abkommens, 
SE 3/1994. 2821I 

'~ Otto Sdtulz, 1V1:ustricht und die Grundlagen einer Europäi~t.:hen Sozjalpolitik, 1996. 
35 Sie be"schafrigen sich nicht mit anderen Bereit:hen der Vertragsreform, siehe Dokument in SE 

2/199:), 13Rff. 
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Die Entwürfe der Sozialpartner wurden in Maastricht ohne wesentliche Ände­
rungen von den elf Regierungen angenommen, clie letztlich dem Sozialabkom­
men beitraten. Meine Interviews mit Funktionären von UNI C.E, CTI.EP Wld 
EGB ergaben, dass sogar die Sozialpartner selbst überrascht waren, dass ihr Ab­
kommen direkt in den Maastrichter Vertrag aufgenommen wurde. Sie nalm1en 
an, dass sich die Regierungen verpflichtet gefühlt hatten, die EG der Bevölkerung 
näher zu bringen, und dass die Regierungen vielleicht nicht erwartet hatten, dass 
Kollektivvereinbarungen tatsächlich zustande kämen. 

Bis heute wurden auf Basis der Neuerungen des Sozialabkommens drei sek­
torübergteifende36 Kollektivvereinbarungen im Bereich des Arbeitsrechts ge­
schlossen. Sie betreffen Mindestvorschriften in Fragen des Elternur1aubs37

, der 
Teilzeitarbeit38 und der befristeten Arbeitsverträge39. Die Kommissionsvorschläge 
zu mehreren anderen Themen führten allerdings nicht zur Aufnahme von Kol­
lektivverhandlungen'°, bzw. nicht zu einem erfolgreichen Abschluss41

• 

IV. Die Implementation von EU-Kollektivvereinbarungen in 
Richtlinien des Rates 

Das Maastrichter Sozialabkommen legte fest, dass Euro-Kollektivvereinbarun­
gen auf Vorschlag der Kommission als Beschluss des Rates durchgeführt werden 
können''. Dies lässt die Rolle der Kommission als Initiatorin von EG-Rechtsak­
ten intakt, sogar auf dem Kollektivverhandlungsweg der Sozialgesetzgebung. In 
der Mitteilung zur Durchführung des Sozialprotokolls" küncligte die Kommis­
sion an, bei einer solchen Gelegenheit mehrere Gesichtspunkte in Betracht zu 
ziehen: die Repräsentativität und das Mandat der Vertragsparteien, die Gesetz­
mäßigkeit der Bestimmungen des yweiligen Kollektivabkommens hinsichclich 
des Gemeinschaftsrechts, und schließlich die Angemessenheit im Sinne der Be­
stimmung des Soziahbkommens zur Förderung kleiner und mittelständiger Un-

3" Zur >ektorakn Entwicklung siehe Kd/er/Bansbach. A.ktuelle Enrwicklnngen 1.ind Perspektiven e11-

rop:iischer Sozialdi:üoge am Bdsp1el des Verkehrssekton, WSI Mitteih1ngen 3/2000, 192ff. 
51 Rkhrlirne 96/34/EG de' R.ire_, von1 3. Juni 1996 :zu Je-r von UNI CE, CEEP und EGB ge­

~ch!o,~enen Rahn1envereinhanmg ühe:r Elternllrhub, ABI.EG 1996 L145/4-9. 
11 Richdinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu der von UNlCE, CEEP und EGB 

gcschlos~enen Rahn1enverembarung tiber Tei!z.eitarbeit, Abl.EG 1997 L014/9-14. 
i
9 ruchrlime 99:'70/EG des Rates voo128.Juni 1999 zu der EGB-UNICE~CEEP-Ralu11rn1·nei11-

barung über befriste[t: Arbeit~verträge, ABLEG 1999 L 175/43-48. 
4<l Europäische Den-icbsräte, Bew~islastun1kehr in Diskriminierun11;~verfahren, K.arnpf gegen sexu­

elle Belä~rigung aiu Arbeirsplatz, Information und Konsultation der Arheitnduncr in nationalen l.'n­
rernduncn. 

41 Mindcstnornien für Zeitarbeitsverträge. 
~~ Art. 4 Abs.2. jrt:z.t Art. 139 Abs.2 EGV. 
i:· KM111m·.:f,,11 dn E11wp<1iidwn Cf'lut>inxh.ifim. !i.-ütteilung der Kommission üb,,r Jit Anwendung dts 

Protokolls über dit Sozialpolicik .in dtn Rat und a:n da~ Enrop:.üsche P:i.rlamcnt, KOM {93} 600 endg 
v. 14.12.1993. Celex 51991DC0600. 
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ternehmcn". In Bezug auf den Inhalt der Kollektivvereinbarung kundigte die 
Komniission a.n,jedcrn relevanten Vorschlag an den Rat eine Beurteilung und ei­
ne ausführliche Begründung beizufügen''. 

Die Wahl des acbquaten Rechtsinstruments bei der Durchführung einer Kol­
lektivvereinbarung durch EG-Recht war wahrscheinlich die delikateste Frage so­
wohl von rechtlicher als auch von politischer Seite. Das Sozialabkommen selbst 
ließ verschiedene Interpretationen zu. da der Begriff „Ratsbeschluss" sowohl in 
einem engen Sinn verstanden werden konnte (als Entscheidung im Sinne. des 
Art. 189, jetzt 249 EGV, d. h. als Rechtsakt, der für diejenigen verbindlich ist, die 
er bezeichnet) als auch in einem weiteren Sinne (wonJ.ch er jegliches Rechtsin­
strument zulässt> das dem Rar offensteht). Als Teil ihres Initiativrechts kann die 
Kommission die spezifische Rechtsform einer geplanten Gen1einschaftsmaßnah­
me vorschlagen. [m Fall der Vereinbanmg zum Elternurlaub 1996 scheint die 
Kommission die Po&ition des juristischen Dienstes des Rates übernon1rnen zu ha­
ben", dass die beste Art der Durchführung eine Richtlinie des Rates sei''. Jedoch 
vertritt die Kommission die Ansicht, dass sich die Wortwahl „Entscheidung" auf 
die drei verbindlichen Rechtsakte des jetzigen Art.249 EGV (d.h. Verordnung, 
Richtlinie und Entscheidung) bezieht, und dass es das Recht der Kommission ist, 
dem Rat das angemessenste der drei Rechtsinstrumente in jedem Einzelfall vor­
zuschlagen. Auch im Fall des Teilzeitabkommens von 1997 wurde die Form der 
Richtlinie für die Durchführung gewählt. EG-Richthnien sind nur hinsichtlich 
des zu erreichenden Ziels verbindlich. Sie überlassen den innerstaatlichen Stellen 
der Mitgliedstaaten die Wahl det Form und der Mittel". Daher wurde in den 
vergangenen Jahren verabschiedetes Sozialrecht auf drei Ebenen verhandelt: 
Sozialpartner auf EU-Ebene, Ministerrat, und nationale Regierungen oder aber 
nationale Sozialpartner, denen die Regierungen die Durchführung überlassen 
können4g. 

Jedoch waren die spezifischen Sozialstandards, die seit Maastricht in der Sozial­
politik vereinbart wurden, zumindest de facto nicht im Rat verhandelbar. Die 

~4 Art.2 Abs.22 des Sozialabkotun1ens (jetzt Art, 137 Abs. 2.2 EGV) schreibt vor, dass Richtlinien 
in der Sozialpolitik „keine vem~ltungsmäßigen, finanziellen od~r rechtlichen At1fgaben vorschreiben, 
die .der Gründung und Entwicklung von kleinen und mittleren Unternehmen entgegensteht". 

40 In dcrn Fall, dass die Kommission eine Vereinbarung dem Rar nicht vorlegt, Vliirde sie un1ge­
hend die Unterzeicherpartcicn über ihre Gründe dafür informieren, Kommissiun der Europiii1rhen Ge­
meinschaften (Fn 43). 

46 Berichten zu Folge hat die Kommission die Meinung der Rechts;ibteilung des Rares e~ragt, Ka­
rin Hiller, Fallstudie: Elteniurlaubsrichtlinie, in: Gerda Falkner/Wolfgang C, Müller (Hg.), Osterreich 
im europäischen f.i1ehrebenensystcm: Konsequenzen der EU-Mitgliedschaft für Politiknetzwc."rke und 
Entscheidungsprozesse, 1998, S.126. 

41 Kommissiü11 der Europilischen Gemeinschqjien, Vonchlag für eine Richtlinie <les Rates zu der von 
UNICE, CEJ:P und EGB geschlossenen Rahmenvereinbanmg über Elternurlaub, KOJ\t1 (96) 26 
endg. v. 31.01.1996. Cekx 5!996PC0026. 

48 Art.189.jetzt249,EGV. 
49 Interviews ergaben, dass dies zumindest iu Dänemark und in Belgien schon praktiziert v.'Urde 

(http://www.mpi-fg-koeln.mpg.<le/fu/1nultilevd-en.hrml#ProjS}. 
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Kommission setzte durch, dass die ,,Entscheidung" des Rats bezüglich der Durch­
führung einer Kollektivvereinbarung darauf begrenzt sein sollte, die Bestimmun­
gen der Vereinbarung verbindlich zu machen. Letztendlich akzeptierten die Re­
gierungen sogar, dass der Text der durchzuführenden Kollektivvereinbarung nid1t 
in die Richtlinie selbst aufgenommen, sondern nur angehängt wurde. Die Richt­
linie zum Elternurlaub, um ein Beispiel zu nennen, ist selbst ein kurzer Text. 
Nach einer langen Reihe von 20 allgemeinen Erwägungen enthält sie nur drei Ar­
tikel. Diese erläutern, das~ die zwischen den europäischen Sozialpartnern ge­
schlossene Rahmenvereinbarung im Anhang der Richrlinie durchgeführt werden 
soll (Art. 1), wiederholen einige Verfahrens:ispekte (Art.2)50

, und besagen, dass die 
Richtlinie an die Mitgliedstaaten gerichtet ist (Art. 3). Diese Entscheidung ist in­
sofern erw.ähnens\.vert, als die Formulierung, dass die Vereinbarung so vom Rat 
implementiert werden muss, wie sie von den Sozialpartnern selbst vorgeschlagen 
wird, während des Regierungsgipfels 1991 gestrichen worden war. Das Primär­
recht hätte dem Rat also ermöglicht, beispielsweise unklare Bestimmungen zu 
präzisieren. 

Jedoch konnte der Rat zum Zeitpunkt der Durchführung der ersten Euro-Ver­
einbarung zum Elternurlaub nicht sicher sein, ob das innovative Verfahren der So­
zialrechtssetzung über Euro-Kollektivverhandlungen wirklich fimktionieren 
würde. Scheinbar konnte die Kommission daher einige widerstrebende Regie­
rungsvertreter davon überzeugen, dm ein öffentlicher ,,Erfolg" der neuen korpo­
ratistischen Entscheidungsmuster wichtiger sei, als die Klärung textlicher Mehr­
deutigkeit der ersten konkreten Sozialpartnervereinbarung. Auch stand zu 
befürchten, dass ein Antasten der Abmachung zwischen EGB, UNICE und 
CEEP langwierige Diskussionen im Rat ausgelöst hätte. Seitdem ist der Rat in ei­
ner Situation von take-it-or-leave-it, sobald er mir der Beschlussfassung zur Durch­
führung einer Vereinbarung der Sozialpartner konfrontiert ist. Der extrem 
flexible und häufig nur unverbindlich empfehlende Charakter der bisherigen Ver­
einbarungen hat allerdings diese bittere Pille versüßt und einen ernsthaften Streit 
zwischen den Regierungen über die Abkommen zur Teilzeitarbeit und zu den 
befristeten Arbeitsverhältnissen verhindert. 

Generell kann der bisher in vielen Details eher vage Charakter der Abkommen 
der EG-Sozialpam1er zu Interpretationsproblemen führen. Letztlich wird es der 
Europäische Gerichtshof sein, der entscheidet, V\tas in der Tat verbindlich ist: Ein 
Anhang einer EG-fuchtlinie bleibt EG-Recht, dessen endgültige lntel}'reten die 
Richter in Luxemburg sind. Die Gefahr besteht, dass die Sozialpartner auch in 
zukünftigen Verhandlungen aufgrund abweichender Interessen nicht in der Lage 
sein \Verden, sich auf unzweideutige Formulierungen zu einigen. Wie schon in 
den Fällen des Elternurlaubs und der Teilzeitarbeit könnte Mehrdeutigkeit ein 

so Wie z. B. den Erlass der erforderlichen Rechts· und Verwalrungs\'OtschI:ifrcn zur Durchführung 
bis spätestens zwei Jahre nach Verabschiedung der Richtlinie, höchsrens drei Jahre bei Durchführung 
mittels eines Tarifvertrags. 
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übliches Mittel werden, um Differenzen oberflächlich zu überbrücken. D1 der 
Rat als politische Arena der EG-Sozialpolitik (im Gegensatz zur rechtlichen 
Arena) davon Abstand genornrnen hat, sich im Bereich dieser rnaceriellcn Vor­
schriften einzumischen, könnte es letztendlich immer häufiger der EuGH sein, 
der die „Interpretationslücke" schließen muss. Im Hinblick auf Rechtssicherheit 
und Rechtsstaatlichkeit innerhalb der EU scheint dies keine optimale Lösung zu 
sein. 

V. Resümee: Zwei interdependente Arenen der 
EG-Sozialrechtssetzung 

Verhandlungen über EG-Sozialpolitikvorschriften werden seit ~~aastricht in 
zwei verschiedenen und recht spezifischen Arenen geführt, die dennoch interde­
pendent sind. 

Erstens werden die traditionellen Muster der Gestaltung der Sozialpolitik vom 
Rat und dessen Arbeitsgruppen bestimmt. Die Verabschiedung einer EG-Richtli­
nie hängt außerdem von einem Vorschlag der Kommission ab, welcher den Ver­
handlungsprozess in Gang setzt und die allgemeine Ausrichtung des Gesetzes­
vorhabens festlegt, sowie von der Tätigkeit des Europäischen P1rlaments, die je 
nach dem vorgeschriebenen Verfahren variiert. Die von den beteiligten Politikern 
(und Bürokraten) vertretenen Interessen sind vorwiegend territorial (Rat) und 
parteipolitisch (EP). In dieser „intergouvernementalen Arena" (im \Veiteren Sinn) 
laufen Verhandlungen entsprechend der im Vertrag festgelegten Entscheidungs­
prozesse ab, ergänzt durch informelle Regeln, die in jahrzehntelanger Verhand­
lungspraxis auf EG-Ebene entstanden sind. 

Ein Z"\veites, davon sehr verschiedenes Muster wird heute durch die Verhand­
lungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern verkörpert. Es handelt sich 
dabei um europäische Verbände, die funktional differenzierte Gruppen von EG­
Bürgern vertreten. Hier werden die Verfahren nicht von der de facto Verfas­
sungsebene der EU-Verträge vorgeschrieben, die nur Bestimmungen betreffend 
der Schnittstelle zwischen intergouvernemennlen und kollektiven Verhandlun­
gen enthält (also spezifiziert, wie traditionelle Entscheidungsverfahren gestoppt 
werden, oder wie Ratsverhandlungen über die Durchfühn1ng initiiert werden). 
Die Satzungen und Verfahrensregeln der einzelnen an den Kollektivverhandlun­
gen teilnehmenden Euro-Verbände sind in den letzten Jahren mit Blick auf die 
Regulierung der internen Entscheidungsmodi von Euro-Kollektivvereinbarungen 
geändert worden". Im Gegensatz dazu existieren keinerlei schriftlich festgehalte­
ne Regeln für die Interaktion der verschiedenen Mitspieler. In der Tat wurde ein 

51 Für Details siehe (;erda Falkt1L'r, EU .)ocial Policy 111 the 1990s: Tow::irds :i rorpon.tist poliry com­
n1mlity, 1998. 
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Modell für die Verhandlungen der Sozialpartner im Laufe eines recht kurzfristi­
gen learning-by-doing Prozesses entwickelt". In der Praxis gibt es nur zwei sich ge­
genüberstehende Parteien (Gewerkschaften und Arbeitgeber), obwohl drei große 
Euro-Verbände partizipieren (EGB, UNICE nnd CEEP). Die Verhandlungen 
sind aufgeteilt in Plenarsitzungen Ge 28 Personen der Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerseite), die ein neutraler "Schiedsrichter" leiteti und in Sitzungen eines Vor· 
bereitungskon1itees (groupe restreint) von nur sieben sehr einflussreichen Personen, 
Während es klar ist, dass aUe drei Unterzeichnerparteienjeder einzelnen kollek­
tiven Vereinbarung zustimmen müssen5

], sind die internen Abstimmungsverfah­
ren der einzelnen Verbände ein entscheidender Gesichtspunkt der Sozialpartner­
Arena. 

Im Hinblick auf Fragen der Legitimation unterscheiden sich die zwei Arenen 
erheblich voneinander. In der traditionellen Entscheidungsfindung der .EG­
Sozialpolitik sind die Ratsmitglieder indirekt durch nationale Wahlen legitimiert 
und werden (wenn auch de facto nur in begrenztem Umfang) durch ihre natio­
nalen Parlamente kontrolliert. Zusätzlich sind die Mitglieder des Europäischen 
Parlaments (das zumindest dann ein Vetorecht hat, wenn der Rat im Mitent­
scheidungsverfahren mit qualifizierter Mehrheit entscheiden kann) seit 1979 di­
rekt durch die EU-Bürger in Europawahlen legitimiert. Die Rekrutierung der 
Verhandlungsführer sov.-ie der Unterzeichner in Kollektivverhandlungen isr im 
Gegensatz dazu völlig anders. Die Verfahren in den einzelnen nationalen Mit­
gliedsorganisationen der europäischen Dachverbände unterscheiden sich erheb­
lich voneinander, doch die individuellen Mitglieder der Gewerkschaften oder 
ArbeitnehmeIYerbände haben zumeist kein Mitspracherecht. Die Enrwürfe der 
kollektiven Vereinbarungen müssen nach Maßgabe der spezifischen Verfahrens­
regeln von EGB, UNICE und CEEP angenommen werden. Zur Zeit bedeutet 
dies, dass alle betroffenen Mitgliedsverbände bei UNICE zustimmen müssen, 
während bei EGB und CEEP die Zustimmung einer Mehrheit ausreicht. 

Abgesehen von der Frage der internen Legitimation innerhalb der verhand­
lungsführenden Organisationen, ist die Repräsentativität der Unterzeichnerpar­
teien der drei his jetzt verabschiedeten kollektiven Vereinbarungen für die politi­
sche Legitimität von Bedeutung. Da das Maastrichter Sozialabkommen noch 
nicht einmal spezifizierte, v.rer „Arbeitnehmer und Arbc:-itgeber" sein sollten, v • .rar 
es wieder die politische Praxis, die eine bedeutende Frage entschied. EU-Kom­
mission und Ministerrat haben in der Praxis das Verhandlungsmonopol von EGB, 
UNI CE und CEEP bestätigt, die schon seit Mitte der 1980er Jahre am Val Du­
chesse Sozialdialog beteiligt gewesen waren. Die Kommission setzte das traditio­
nelle Rethtssetzungsverfahren auf tleren Anfrage hin aus und fand es - genau \vie 
der Rat - angemessen, deren kollektive Vereinbarungen durch EG-Richtlinien zu 
in1plemencieren. Einige ausgegrenzte kleinere Interessengruppen besch\\rerten 

'' Fur nähere Hlnweise siehe .falk11rr (Fn. 51). 
>.• Der Mirustrrr;it entscheidet un Unterschiecl llazn 1ne1stens durch qnahfizii:rH: Mehrheit 
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sich, aber das vom Verband des Handwerks und der Kleit1- und Mittelbetriebe 
{UEAPME) gegen die Elrernurlaubsrichtlinie angestrengte Gerichtsverfahren auf 
EU-Ebene wurde zurückgewtesen". Vor kurzem haben sowohl UNI CE als auch 
EGB55 Zusammenarbeitsvereinbarungen für den europäischen Sozialdialog mit 
kleineren Ini::ere,ssenverbänden getroffen, ohne aber zugleich ihre eigene Vor­
machtstellung in den Verhandlungen aufzugeben. 

Jedoch ist es wichtig zu unterstreichen, dass die Verhandlungen der Sozialpart­
ner in der EG-Sozialpolitik bei näherer Betrachtung nicht völlig unabhängig von 
der intergouvernementalen Arena gefohrt werden. Tatsächlich gibt es enge Kon­
rakte und eine gegenseitige Abhängigkeit aller wichtigen Akteure {also Rat, 
Sozialpartner und, in einem gewissen Mall, auch das EP). Sogar auf dem kollek­
tivvertraglichen Weg zu EG-Sozialpolitik spielt der Rat eine wichtige Rolle, 
sowohl formell als auch informell. Erstens sprechen viele Indikatoren dafür, dass 
eine hohe Kompromisswahrscheinlichkeit im Rat einen Ansporn fur die Arbeit­
geber bildet, aktiv nach einem Konsen~ 1nit den Arbeitnehmern zu suchen. In an­
deren Worten: Wenn Regierungen {und die Kommission) Druck auf die Arbeit­
geber ausüben, indem sie ihren Willen zum Ausdruck bringen, andernfalls selbst 
soziale Vorschriften zu verabschieden, sind die Arbeitgeber sehr viel offener für 
Kompromisse. Genau wie auf der nationalen Ebene benötigen Kollektivverhand­
lungen demnach auch auf EU-Ebene etwas Rückhalt vom .Staat" {also in diesem 
Fall von drn EU-Institutionen). 

Zweitens sind die Regierungen in der Praxis auch entscheidend, sobald es um 
die Durchfuhnmg der Vereinbarungen durch EG-Recht geht. Da die relevanten 
Euro-Verbände entschieden haben, dass die Durchführung durch EG-Recht ihre 
bevorzugte Art der Un1setzung ist56

, haben sie bis jetzt die Kouunission beau±~ 
tragt, alle Vereinbarungen dem Rat vorzulegen. Obwohl die Kommission wie 
oben gezeigt durchsetzte, dass eine spezifische Sozialvorschrift, die aus einer Ver­
einbarung der Sozialpartner hervorgeht, im Rat nicht verhandelbar ist, kann die 
Tatsache, dass jegliche kollektive Vereinbarung durch den Rat gehen mus" um 
verbindliches EG-Recht zu werden, von den Interessengruppen während der Ver­
handlungen nicht vernachlässigt werden57 • 

;.i Gerid:t ersrer lnstaru: 17.06.1998, Rs. T~ 135196 (UEAPAfE/Rat), Slg. 1998, II-2335. 
55 Durch seinen Mitgliedsverband Enro-Cadre ( Council of European Professional and Managerial 

Staff). Für Details zu allen wichtigen Euro-Verbänden. siehe Justin Greenwocd, Representing lnte[ests 
in the Europea11 Union, 1997. 

Sb Die eigenständige Durchfiihrung wtirde hinsidi.dich des umfassenden Charakters und der Ein­
heitlichkeit Sch-......-lerigkeiten verursachen, da UNICE, CEEP und EGB in ihrem gemein~amen Vor­
schlag zur Durchfühnmg des Sozialprotokolls (29.10.1993) übereingekommen wuen, dass ihre Ver­
einbarungen „für ihre Mitglieder bindend" und „nur für diese und ge1näß den jeweiligen Verfahren 
und Gepflogenheiten in ihren Mitgliedstaaten wirksa1n" sind (Punkt 10.2, SE 3/1994, 282-3). 

57 1m Gegenzug müssen die Sozialpartner. vlie einleitend ervväbnt, im traditionellen Sozialpoli­
tikverfahren zumindest angehört werden (zweifach, zuniichsr zu allgemeinen Prinzipien und später zu 
Det:rilfragen), folglich mu:;~ der Rat den Positionen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern Beachtung 
schenken, sobald er ge-sctzgcbcrisch tätig wird. 
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Dass der Rat auch dann eine Rolle in der Sozialpolitik zu spielen hat, wenn die­
se von den Sozialpartnern verhandelt wird, impliziert jedoch nicht, dass die jüng­
sten Entwicklungen in der EG-Sozialpolitik mit den Erwartungen der politikwis­
senschaftlichen Denkschule des lntergouvernementalismus übereinstimmen. 
Diese Integrationstheorie ist insoVi'eit staatszentriert, als sie Staaren als harte Ver­
teidiger ihrer nationalen Eigeninteressen gegenüber anderen Staaten sieht und als 
die einzig dominanten Akteure in den internationalen Beziehungen. Die EU 
v,rird von Intergouvernementalisten im Allgemeinen als eine internationale Or­
ganisation betrachtet, die den Interessen der Mitgliedstaaten dient, ohne deren 
Souveränität in Frage zu stellen58

• Die korporatististischen Züge der Entschei­
dungsfindung in der EG-Sozialpolitik seit Maastricht stellen ein solches Verständ­
nis der europäischen Integration in Frage, da nationale Regierungen nicht länger 
die einzigen Vertreter nationaler Sozialinteressen auf EU-Ebene sind. Arbeitneh­
mer- und Arbeitgeberverbände sind formelle Mitakteure im europäischen Sozial­
politikprozess. Die Maastrichter Regierungskonferenz ging weit in der Preisgabe 
von Befugnissen, die bis dorthin allein von Regierungen ausgeübt worden waren. 
Zumindest im Gebiet der Sozialpolitik ist die EU heutzutage nicht mehr nur im 
geographischen Sinne ein Mehrebenensystem", sondern auch unter funktionalen 
Gesichtspunkten. 

'~ Zum ßeispirl ,\.forav<.sik, Preferences and Power in the European Cornn1unity: A Liberal Inter­
governmentalist Approach, (1993) 4 Journal of Coo1mon Market Smdies 473 ff. 

s·i A1arks/Hooghe/Blank, Europe:an Integration from rhe 1980s: Stare-Cem:ric v. Multi-level Gover­
nance, (1996) 3 Journal of Common ,\.1arket Studies 341 ff. 

------------ aufgespießt 

"A while ago, 1 admired a cartoon showing a crowd of wildly attired natives 'some­
where in the Solomons', with inflared lips, rings in the noses and so on, \vho 
amusedly watched Arnerican soldiers, and in the caprion a v...·ise old man v.1arncd: 
'Don't laugh. maybe, those boys thin, wc are funny too."' 

(Quelle: Emsr Rabrl, On Comparative Research in Legal History and Modern Law, 
in: dcrs„ Gesammelte Aufsätze, Band Ill, 1967, S. 247) 




